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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rolimann, Kroli-Schlüter, Geisenhofer, 
Braun, Burger, Frau Stommel und Genossen 
- Drucksache 7/3844 - 

betr. Situation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 24. Juli 1975 - 014 - KA - 7 - 88 - 231 - die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die in dieser Kleinen Anfrage angesprochenen Fragen sind Teil- 
aspekte der in den Antworten der Bundesregierung auf die 
Großen Anfragen vom 5. März 1975 betr. Situation des Gesund- 
heitswesens in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 
7/3322) und vom 10. März 1975 betr. Situation der Kinder in 
Deutschland (Drucksache 7/3340) umfassend dargestellten The- 
matik. Auf die jetzt gestellten Fragen hat die Bundesregierung 
zum Teil bereits in den angeführten Antworten Stellung genom- 
men. Die Bundesregierung bezieht sich insofern auf diese 
genannten Drucksachen und beantwortet die einzelnen Fragen 
darüber hinaus wie folgt: 


1. Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Müttersterblichkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland und in vergleichbaren an- 
deren Ländern entwickelt? 

Wie die Säuglingssterblichkeit ist auch die Müttersterblichkeit 
( = Müttersterbefälle an den Folgen von Komplikationen in der 
Schwangerschaft, bei Entbindung und im Wochenbett auf 100 000 
Lebendgeborenen) in den letzten Jahrzehnten zui:ückgegangen. 

Im Jahr 1974 starben 215 Mütter; nach dem vorläufigen Ergeb- 
nis ist damit die Müttersterblichkeit von 46,4 im Jahr 1973 auf 
34,3 im Jahr 1974 gesunken. 

Die Entwicklung der Zahlen über die Müttersterblichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland und in einigen ausgewählten Län- 
dern von 1950/1951 bis 1974 ist aus der beiliegenden Übersicht 
zu ersehen. Wie bei der Säuglingssterblichkeit ist auch bei der 
Müttersterblichkeit ein internationaler Vergleich trotz der ein- 
heitlichen Bezugsgröße nur bedingt möglich, da die Definition 

Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3886 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


für „Lebendgeburt" in den einzelnen Ländern voneinander 
abweicht. Da vor allem nicht alle Schwangerschaften bekannt 
sind, stellt das Ausmaß der nicht bekannten Fehlgeburten und 
Abtreibungen in dem jeweiligen Land einen weiteren Unsicher- 
heitsfaktor für die Vergleichbarkeit dar. Gleichwohl ist aus der 
unterschiedlichen Höhe der Müttersterblichkeit in ausgewähl- 
ten Staaten die Größenordnung erkennbar. 

So betrug die Müttersterblichkeit im Jahr 1970 in der Bundes- 
republik Deutschland 51,8; in der Deutschen Demokratischen 
Republik 43; in England und Wales 18,6; in Frankreich 27,2; in 
Schweden 10,0; in den USA 24,7 und in Dänemark 8,5. 


2. Aus welchem Grunde ist ein Programm „Hilfen für Kinder und 
Jugendliche in Gastarbeiterfamilien" immer noch nicht in den 
Bundesjugendplan aufgenommen worden, obwohl die Bundes- 
regierung in dem Entwurf des Perspektivplanes zum Bundes- 
jugendplan selbst erklärt hat: „Das Programm soll schnellst- 
möglich in den Bundesjugendplan aufgenommen und mit Vor- 
rang ausgebaut werden"? 

Das Programm „Hilfen für Kinder und Jugendliche aus Gast- 
arbeiterfamilien" ist in den diesjährigen Bundesjugendplan auf- 
genommen worden. Darauf hat auch Frau Bundesminister 
Dr. Focke in der Debatte über die Situation der Kinder in 
Deutschland am 22. Mai 1975 hingewiesen (Stenographischer 
Bericht des Deutschen Bundestages über die 173. Sitzung vom 
22. Mai 1975). 


3. Wann gedenkt die Bundesregierung das mehrfach angekündigte 
„Gesetz zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse" vorzulegen, 
um insbesondere dem Übelstand abzuhelfen, daß in 128 000 
Einfamilienhaushalten immer noch nicht alle Kinder ein eigenes 
Bett haben? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, durch Gesetz zu 
erzwingen, daß in den Familien für jedes Kind ein eigenes Bett 
bereitgestellt wird. Sie sieht es allerdings als eine wichtige 
Aufgabe an, dafür zu sorgen, daß die Wohnungsverhältnisse 
so sind, daß die räumlichen Voraussetzungen für die Aufstel- 
lung von Betten für alle Kinder ohne unzumutbare Mietbela- 
stungen gegeben sind. 

Der angesprochene Gesetzentwurf ist inzwischen in dem Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Förderung der Modernisierung von 
Wohnungen aufgegangen, den die Bundesregierung in Kürze 
einbringen wird. Der Gesetzentwurf zielt auf eine Verbesserung 
der Wohnbedingungen im älteren Wohnungsbestand, um die 
erhaltungswürdigen Wohnungen möglichst den Erfordernissen 
neuzeitlicher Wohnbedürfnisse anzupassen. Das Schwergewicht 
wird bei den Förderungsmaßnahmen zugunsten einer städte- 
baulich und sozial gezielten Verbesserung des Wohnungs- 
bestandes liegen. 

Die Tatsache, daß sich zum Zeitpunkt der Wohnungsstichprobe 
1972 noch etwa 1 v. H. der vollständigen Familien und etwa 
2 V. H. der unvollständigen Familien in einer Lage befanden. 
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daß nicht jedes Kind ein eigenes Bett hat, spiegelt aber auch 
spezielle Randgruppenprobleme wider, die sich im Einzelfall 
nur im Zusammenwirken der Betroffenen selbst mit den für 
Sozialhilfe, Jugendhilfe und Wohnungsbauförderung zustän- 
digen Dienststellen der Kommunen lösen lassen. 


4. Welches Konzept hat die Bundesregierung zur Verbesserung 
der Situation von Kindern und Jugendlichen aus Obdachlosen- 
familien? 


Im Rahmen des Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes wurde auch der § 72 neu gestaltet, der jetzt 
Personen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten unter 
bestimmten Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf Hilfe 
zur Überwindung dieser Schwierigkeiten zubilligt. 

Zur Durchführung des § 72 ist das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates eine Rechtsverordnung über die Abgrenzung des 
Personenkreises sowie über Art und Umfang der Maßnahmen 
zu erlassen. Diese Rechtsverordnung wird voraussichtlich 
noch im Laufe dieses Jahres in Kraft treten. 

Sowohl die Regelungen des § 72 als auch die in der Rechts- 
verordnung vorgesehenen Maßnahmen gelten auch für Kinder 
und Jugendliche in Obdachlosenfamilien, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß die notwendigen Maßnahmen nicht von 
anderen Stellen getroffen werden (z. B. im Rahmen der Jugend- 
hilfe). 

Das Gesetz für Jugend Wohlfahrt enthält im Gegensatz zum 
Diskussionsentwurf und zum Referentenentwurf eines Jugend- 
hilfegesetzes keine ausdrückliche Bestimmung über besondere 
Hilfen für junge Menschen aus sozialen Brennpunkten. Diese 
jungen Menschen haben Anspruch auf persönliche erziehe- 
rische Hilfen wie alle anderen. Soweit diese Hilfen jedoch 
nicht ausreichen, Notstände und Eingliederungsschwierigkeiten 
zu beheben, ist die Jugendhilfe in besonderer Weise gehalten, 
auch allgemeine Hilfen anzubieten, um vorhandene Entwick- 
lungsschwierigkeiten aufzuholen oder andere Hindernisse abzu- 
bauen. Zur Verbesserung der Situation dieser jungen Menschen 
hat bereits § 26 des Diskussionsentwurfs eines Jugendhilfe- 
gesetzes besondere Förderung junger Menschen vorgesehen, 
die auf Grund ihrer Lebensumstände zur Wahrung der Chan- 
cengleichheit in erhöhtem Maße auf Hilfe angewiesen sind. 

Eine diesen Vorstellungen entsprechende Regelung sieht § 36 
des Referentenentwurfs für ein künftiges Jugendhilfegesetz 
vor. Die Bundesregierung ist überzeugt, daß mit einer solchen 
Regelung künftig* ausreichende und geeignete Hilfen für diesen 
Personenkreis gewährleistet werden. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
fördert zur Zeit, um bessere Hilfe- Angebote entwickeln zu kön- 
nen, verschiedene Forschungsarbeiten. 
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Wegen der Zahl der Kinder und Jugendlichen in Obdachlosen- 
familien verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage zur Situation der Kinder in Deutsch- 
land (Drucksache 7/3340). 


5. Was beinhaltet das von der Bundesregierung angekündigte 
psydio-soziale Langzeitprogramm, und wann gedenkt sie dieses 
Programm dem Deutschen Bundestag vorzulegen? 

Das psychosoziale Langzeitprogramm stellt ein Verbund- 
system von ersten Hilfen dar, die geeignet sind, frühzeitiger 
als bisher gefährdete Kinder und Jugendliche zu erfassen und 
einer Beratung oder Frühbehandlung zuzuführen. Neben der 
Früherkennung von abweichendem Verhalten strebt es die 
Ausweitung der Kapazitäten der psycho-sozialen Beratung 
unter Einbeziehung der Erziehungs- und Jugendberatungsstel- 
len sowie der schulpsychologischen Dienste an. 

Beim derzeitigen Stand der Überlegungen kann ein genauer 
Zeitpunkt der Vorlage an den Deutschen Bundestag nicht 
genannt werden. 
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Übersicht 


Müttersterblichkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
und in einigen ausgewählten Ländern seit 1950/1951 
(Müttersterbefälle auf 100 000 Lebendgeborene) 


Jahr 

BRD 

DDR 

England und Wales 

Frankreich 

Schweden 

USA») 

Dänemark 

1950 

206,2 1) 

206 

— 

— 

— 

— 

— 

1951 

184,4 ‘) 

— 

83,5 

81,3 

86,3 

75,0 

79,7 

1952 

188,9 1) 

166 

73,9 

76,4 

66,4 

67,8 

59,8 

1953 

168,2 1) 

— 

76,4 

71,9 

61,7 

60,4 

83,1 

1954 

151,8 ‘) 

— 

70,1 

67,9 

54,2 

51,9 

68,1 

1955 

156,7 1) 

137 

63,6 

60,8 

49,4 

46,6 

42,9 

1956 

139,2 

115 

57,0 

55,3 

34,3 

40,9 

48,2 

1957 

127,3 

119 

48,2 

57,6 

36,4 

41,0 

41,2 

1958 

118,4 

124 

44,3 

55,5 

30,0 

37,6 

44,2 

1959 

108,6 

99 

38,7 

55,0 

23,9 

37,4 

43,3 

1960 

106,3 

98 

39,5 

51,8 

37,2 

37,1 

30,2 

1961 

97,7 

82 

33,8 

45,4 

21,1 

36,9 

22,2 

1962 

87,1 

77 

35,6 

42,9 

13,0 

35,2 

20,6 

1963 

82,8 

78 

28,5 

38,4 

26,6 

35,8 

25,5 

1964 

69,6 

60 

25,9 

32,6 

19,6 

33,3 

15,6 

1965 

69,3 

63 

25,6 

32,4 

13,8 

31,6 

14,0 

1966 

65,1 

— 

26,2 

31,2 

11,3 

29,1 

19,2 

1967 

58,2 

— 

20,7 

32,1 

14,0 

28,0 

9,8 

1968 

51,6 

51 

24,4 

29,0 

8,8 

24,5 

13,4 

1969 

53,1 

42 

19,4 

24,9 

10,2 

22,4 

16,8 

1970 

51,8 

43 

18,6 

27,7 

10,0 

24,7 

8,5 

1971 

50,5 

41 

17,0 

— 

7,9 

20,6 

5,3 

1972 

42,7 

29,9 

15,4 

— 

— 

— 

— 

1973 

46,4 2) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1974 

34,3 ") 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


1) ohne Saarland und Berlin (West) 

2) vorläufiges Ergebnis 

3) Gesamtbevölkerung 

Quellen: Nationale Quellen und Annual Epidemiol. and Vital Statistics (WHO), VoL 1 
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